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4 4 9 . Kundmachung: Aufkündigung von Vereinbarungen zwischen dem Minister für Verkehr und
Wasserwirtschaft des Königreiches der Niederlande und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich

4 5 0 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Argentinischen Republik über die Ableistung
des Militärdienstes von Doppelbürgern
(NR: GP XV RV 341 AB 616 S. 64. BR: AB 2295 S. 407.)

4 5 1 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Finnland über den grenzüberschreitenden Straßenverkehr für Personen und
Güter

4 4 9 . Kundmachung des Bundesmini-
sters für Verkehr vom 9. September 1981
betreffend die Aufkündigung von Verein-
barungen zwischen dem Minister für
Verkehr und Wasserwirtschaft des König-
reiches der Niederlande und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Öster-

reich

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über
das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarungen zwischen dem Minister
für Verkehr und Wasserwirtschaft des König-
reiches der Niederlande und dem Bundesminister
für Verkehr der Republik Österreich

a) gemäß Rn. 10 602 des ADR betreffend die
Beförderung bestimmter Stoffe der Klasse 6.1

(IV a) in Tankfahrzeugen vom 27. Juli 1976
und 11. März 1977, BGBl. Nr. 251/1977,

b) gemäß Rn. 10 602 der Anlage B des ADR
vom 20. Dezember 1976 und 8. Juli 1977,
BGBl. Nr. 436/1977, sowie

c) gemäß Rn. 10 602 des ADR vom 23. De-
zember 1976 und 25. Oktober 1977, BGBl.
Nr. 576/1977,

wurden durch Notenwechsel zwischen dem
Ministerium für Verkehr und Wasserwirtschaft
des Königreiches der Niederlande und dem Bun-
desministerium für Verkehr der Republik Öster-
reich vom 19. September und 16. Dezember 1980
mit Wirksamkeit vom 19. September 1980
gekündigt.

Lausecker

450.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK

ÖSTERREICH UND DER ARGENTI-
NISCHEN REPUBLIK ÜBER DIE AB-
LEISTUNG DES MILITÄRDIENSTES

VON DOPPELBÜRGERN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Der Präsident der Argentinischen Republik
in dem Wunsch, Schwierigkeiten hinsichtlich der
Militärdienstpflicht zu regeln, die sich für Per-
sonen ergeben, die gemäß den österreichischen
Rechtsvorschriften die österreichische Staats-
bürgerschaft und gleichzeitig gemäß den argen-
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tinischen Rechtsvorschriften die argentinische
Staatsbürgerschaft besitzen, sind übereingekom-
men, einen Vertrag 2u schließen, und haben
hiefür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich
den Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten, Dr. Willibald PAHR,

der Präsident der Argentinischen Republik
den Minister für Auswärtige Beziehungen und
Kultus, Brigadier Major Carlos Washington
PASTOR.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel 1
(1) Personen, die auf Grund der argentinischen

Gesetze die argentinische und auf Grund der
österreichischen Gesetze die österreichische Staats-
bürgerschaft besitzen, sind in Friedenszeiten von
der Ableistung des Militärdienstes in Österreich
unter der Bedingung befreit, daß sie durch eine
amtliche, von den zuständigen argentinischen
Behörden ausgestellte Urkunde nachweisen kön-
nen, daß sie ihren Militärdienst in der Argentini-
schen Republik abgeleistet haben oder von diesem
auf Grund der argentinischen Gesetze dauernd
befreit worden sind. Falls sie ihren ordentlichen
Wohnsitz nicht in Österreich haben, sind sie
ferner von der Ableistung des Militärdienstes
befreit, solange sie nachweisen können, daß ihnen
für die Ableistung des Militärdienstes von den
argentinischen Behörden ein Aufschub gewährt
•worden ist.

(2) Personen, die auf Grund der österreichischen
Gesetze die österreichische und auf Grund der
argentinischen Gesetze die argentinische Staats-
bürgerschaft besitzen, sind in Friedenszeiten von
der Ableistung des Militärdienstes in Argentinien
unter der Bedingung befreit, daß sie durch eine
amtliche, von den zuständigen österreichischen
Behörden ausgestellte Urkunde nachweisen kön-
nen, daß sie ihren Militärdienst in der Republik
Österreich abgeleistet haben oder von diesem
auf Grund der österreichischen Gesetze dauernd
befreit worden sind. Falls sie ihren ordent-
lichen Wohnsitz nicht in Argentinien haben, sind
sie ferner von der Ableistung des Militärdienstes
befreit, solange sie nachweisen können, daß ihnen
für die Ableistung des Militärdienstes von den
österreichischen Behörden ein Aufschub gewährt
worden ist.

Artikel 2
Personen, die unter die Bestimmungen dieses

Vertrages fallen, und die vor dessen Inkrafttreten
ihren Militärdienst in einem der beiden vertrag-
schließenden Staaten abgeleistet haben oder von
diesem befreit worden sind, sind nicht zur Ab-
leistung des Militärdienstes im anderen vertrag-
schließenden Staat verpflichtet.
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Artikel 3

Die Ableistung des Militärdienstes nach den
vorstehenden Bestimmungen berührt nicht die
Rechtsstellung des Militärdienstleistenden auf
dem Gebiet der Staatsbürgerschaft.

Artikel 4

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren; die Rati-
fikationsurkunden werden so bald wie möglich
in Buenos Aires ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Tag des Austausches der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft.

Artikel 5

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Er kann jederzeit unter Einhaltung
einer sechsmonatigen Frist schriftlich auf diplo-
matischem Weg gekündigt werden.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Buenos Aires, am 13. Sep-
tember 1979, in zwei Urschriften in deutscher
und spanischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Willibald Pahr

Für die Argentinische Republik:
Pastor

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 3. September 1981 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 4
Abs. 2 am 1. Dezember 1981 in Kraft.

Kreisky

451.

ABKOMMEN
zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Re-
publik Finnland über den grenzüber-
schreitenden Straßenverkehr für Personen

und Güter

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Finnland

in dem Wunsch, die Straßenbeförderungen von
Personen und Gütern zwischen den beiden
Staaten oder im Transit durch ihre Gebiete
weiter zu entwickeln,

haben folgendes vereinbart:
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Artikel 1

1. Dieses Abkommen regelt den grenzüber-
schreitenden Personen- und Güterverkehr auf
der Straße zwischen den Gebieten der beiden
Vertragsparteien sowie im Transit durch ihre
Gebiete.

2. Das Abkommen bezieht sich auf die Be-
förderung von Personen und Gütern mit Omni-
bussen beziehungsweise Lastkraftwagen, Fahr-
zeugkombinationen oder Anhängern durch Unter-
nehmen, die nach ihrem Heimatrecht zur Durch-
führung der in diesem Abkommen vorgesehenen
Art der Beförderung berechtigt sind.

I Personenverkehr
Artikel 2

1. Die vom Heimatstaat genehmigten Unter-
nehmen des Gelegenheitsverkehrs mit Omni-
bussen, die ihren Betriebssitz in der Republik
Österreich oder in der Republik Finnland haben,
bedürfen keiner Genehmigung des anderen
Staates für

a) Rundfahrten mit geschlossenen Türen, d. h.
für Fahrten, die mit demselben Fahrzeug
ausgeführt werden, das auf der gesamten
Fahrstrecke dieselbe Reisegruppe befördert
und sie an den Ausgangsort zurückbringt
und

b) besetzte Hinfahrten, d. h. Verkehrsdienste,
bei denen zur Hinfahrt Fahrgäste aufge-
nommen werden und bei denen die Rück-
fahrt eine Leerfahrt ist.

2. Andere Verkehre mit Omnibussen, die
nicht den Vorschriften des Absatzes 1 ent-
sprechen, bedürfen im Einzelfall der Genehmi-
gung des anderen Staates.

II Güterverkehr

Artikel 3

1. Güterbeförderungen im Sinne des Artikels 1
zwischen Gebieten der Vertragsparteien oder im
Transit durch ihre Gebiete bedürfen einer Ge-
nehmigung.

2. Die zuständigen Behörden der Vertrags-
parteien vereinbaren das Genehmigungskontin-
gent.

Artikel 4

Keiner Genehmigungspflicht unterliegen:

a) die Beförderung von Postsendungen;
b) die Beförderung beschädigter Fahrzeuge;
c) die Beförderung von Leichen;
d) die Beförderung von Kunstgegenständen

und Kunstwerken, die für Ausstellungen,
für Messen oder für gewerbliche Zwecke
bestimmt sind;
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e) die Beförderung von Gegenständen und
Ausrüstungen, die ausschließlich zur Wer-
bung und Information bestimmt sind;

f) die Beförderung von Umzugsgut durch
Unternehmungen, die über entsprechende
Fachkräfte und Ausrüstungen verfügen;

g) die Beförderung von Geräten, Zubehör
und Tieren zu oder von Theater-, Musik-,
Film-, Sport- und Zirkusveranstaltungen,
Messen sowie zu oder von Rundfunk-,
Film- oder Fernsehaufnahmen;

h) Beförderungen im Werksverkehr;
i) die Beförderung von Gütern mit Kraft-

fahrzeugen, deren höchstzulässiges Gesamt-
gewicht einschließlich der Anhänger 6 t
nicht überschreitet oder deren zulässige
Nutzlast einschließlich der der Anhänger
3,5 t nicht übersteigt;

j) die Beförderung wertvoller Güter (z. B.
Edelmetalle, Wertpapiere), durchgeführt
mittels Spezialfahrzeugen, die von Polizei-
oder anderen Sicherheitsorganen begleitet
werden;

k) die Beförderung der für die ärztliche Be-
handlung in Notfällen erforderlichen Güter,
insbesondere bei Naturkatastrophen;

1) die Leerfahrt eines im Güterverkehr einge-
setzten Fahrzeuges, das ein im Ausland
liegengebliebenes Fahrzeug ersetzen soll,
sowie die Fortsetzung der Beförderung
durch das Austauschfahrzeug mittels der
für das liegengebliebene Fahrzeug erteilten
Genehmigung;

m) Leerfahrten von im Güterverkehr einge-
setzten Fahrzeugen;

n) die Beförderung von anderen Gütern, so-
fern die zuständigen Behörden der beiden
Vertragsstaaten dies vereinbaren.

Artikel 5

1. Die Genehmigung darf nur von dem Unter-
nehmer benützt werden, auf dessen Namen sie
lautet, und ist nicht übertragbar.

2. Die Genehmigung gilt für eine Fahrt (Hin-
und Rückfahrt, einschließlich Transit).

3. Die Genehmigung gilt für eine Dauer von
höchstens drei Monaten.

4. Der Geltungsbereich der Genehmigung
kann beschränkt werden. Die Einschränkung ist
in der Genehmigungsurkunde zu vermerken.

5. Die Genehmigung wird dem Unternehmer
für ein bestimmtes Kraftfahrzeug erteilt. Sie
kann von ihm weder auf ein anderes Kraftfahr-
zeug noch auf einen anderen Unternehmer über-
tragen werden.
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Artikel 6

Die Genehmigungen nach Artikel 3 werden

— an österreichische Unternehmer für in der
Republik Österreich zugelassene Kraftfahr-
zeuge durch das Ministerium für Verkehr
der Republik Finnland erteilt und von dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich oder von den von ihm beauf-
tragten Behörden ausgegeben;

— an finnische Unternehmer für in der Republik
Finnland zugelassene Kraftfahrzeuge durch
den Bundesminister für Verkehr der Re-
publik Österreich erteilt und von dem Mini-
sterium für Verkehr der Republik Finnland
ausgegeben.

Artikel 7

Jede Sendung im gewerblichen Güterverkehr
muß von einem Frachtbrief begleitet sein.

Artikel 8

Überschreiten die Masse und Gewichte eines
Lastkraftwagens, einer Fahrzeugkombination
oder eines Anhängers mit oder ohne Ladung die
zulässigen Höchstwerte auf dem Gebiet der
anderen Vertragspartei, so ist zu der in Artikel 3
genannten Genehmigung eine besondere Ge-
nehmigung der zuständigen Behörde dieser Ver-
tragspartei erforderlich.

III Allgemeine Best immungen

Artikel 9

Andere innerstaatliche Rechtsvorschriften der
Vertragsparteien werden durch die Bestimmungen
dieses Abkommens nicht berührt.

Artikel 10

Im Falle einer Übertretung der Bestimmungen
dieses Abkommens kann die zuständige Behörde
des Staates, in dem das Fahrzeug zugelassen ist,
über Ersuchen des Staates, auf dessen Gebiet
die Übertretung begangen wurde, eine der nach-
stehenden Veranlassungen treffen:

a) eine Vorhaltung machen,

b) eine vorübergehende oder dauernde Ent-
ziehung der gemäß diesem Abkommen
ausgestellten Genehmigung vornehmen.

Die zuständige Behörde der anderen Vertrags-
partei wird über die getroffenen Maßnahmen
informiert.

Artikel 11

1. Beförderer der einen Vertragspartei dürfen
keine Personen- oder Güterbeförderungen zwi-
schen zwei Punkten auf dem Gebiet der anderen
Vertragspartei durchführen.
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2. Beförderer der einen Vertragspartei dürfen
Beförderungen mit Lastkraftwagen oder mit
Fahr2eugkombinationen und Anhängern zwi-
schen dem Gebiet der anderen Vertragspartei
und einem dritten Staat nur mit besonderer Ge-
nehmigung der zuständigen Behörden der anderen
Vertragspartei durchführen.

Artikel 12

Die nach den Bestimmungen dieses Abkom-
mens erforderlichen Unterlagen sind vom Fahr-
personal bei allen Fahrten im Gebiet der anderen
Vertragspartei mitzuführen und den zuständigen
Organen auf Verlangen vorzuweisen.

Artikel 13

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien
regeln alle Fragen, die sich bei der Anwendung
dieses Abkommens ergeben.

Artikel 14

Zuständige Behörden im Sinne dieses Ab-
kommens sind:

der Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich
und
das Ministerium für Verkehr der Republik Finn-
land, für Artikel 8 die Straßen- und Wasserbau-
verwaltung.

Artikel 15

1. Dieses Abkommen tritt am 60. Tag nach
dem Tag in Kraft, an welchem die Vertrags-
parteien einander im diplomatischen Wege schrift-
lich mitgeteilt haben, daß die für das Inkraft-
treten dieses Abkommens erforderlichen inner-
staatlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

2. Dieses Abkommen gilt für ein Jahr nach
Inkrafttreten. Seine Gültigkeit verlängert sich
jeweils um ein Jahr, wenn es nicht von einer der
Vertragsparteien drei Monate vor Ablauf der
Gültigkeitsdauer schriftlich gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 25. März 1980 in
zwei Urschriften, jede in deutscher und fin-
nischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist.

Für die Österreichische Bundesregierung:

G. Reisch

Für die Regierung der Republik Finnland:

Seppo Pietinen

Die in Artikel 15 Absatz 1 des vorstehenden Abkommens vorgesehenen Mitteilungen wurden
am 25. August 1981 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher am 24. Oktober 1981 in Kraft.

Kreisky
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